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Niederschrift
12. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bildung und Sport

Sitzungstermin: Dienstag, 17.11.2020
Sitzungsbeginn: 17:30 Uhr
Sitzungsende: 20:36 Uhr
Ort, Raum: Leonardo-da-Vinci Gesamtschule - Mensa, Esplanade 3, 14469 Potsdam

Anwesend sind:

Ausschussvorsitzender
 Herr  Stefan Wollenberg DIE LINKE

Ausschussmitglieder
 Frau  Grit Schkölziger SPD
 Herr  René Kulke DIE aNDERE
 Herr  Daniel Keller SPD
 Frau  Wiebke Bartelt Bündnis 90/Die Grünen ab 17:40 Uhr
 Herr  Jens Dörschel Bündnis 90/Die Grünen
 Frau  Tina Lange DIE LINKE
 Herr  Clemens Viehrig CDU bis 20:02 Uhr

zusätzliches Mitglied
 Frau  Sabine Becker Freie Demokratische Partei ab 17:49 Uhr
 Frau Dr.med. Carmen Klockow Bürgerbündnis

sachkundige Einwohner
 Herr  Roman Böttcher DIE aNDERE
 Frau  Frauke Havekost Bündnis 90/Die Grünen bis 19:27 Uhr
 Herr  Christian Porath Freie Demokraten
 Herr  Ronald Sima DIE LINKE
 Herr  Olaf Weber Bürgerbündnis

Beigeordnete
 Frau  Noosha Aubel

Vertreter der Beiräte
 Herr  Jan Krech Beirat für Menschen 

mit Behinderung

Nicht anwesend sind:

Ausschussmitglieder
 Herr  Oliver Stiffel AfD nicht entschuldigt
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sachkundige Einwohner
 Frau  Tabea Gutschmidt CDU nicht entschuldigt
 Herr  Felix Matthies SPD nicht entschuldigt

Vertreter der Beiräte
 Frau  Ursula Honsa Seniorenbeirat nicht entschuldigt

Schriftführer:
Herr Paul Hesse, Fachbereich Bildung, Jugend und Sport

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 06.10.2020  / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

3.1 Sportplatz für den Potsdamer Norden
Vorlage: 20/SVV/0684
Fraktion CDU

3.2 Digitalisierung an Potsdamer Schulen
Vorlage: 20/SVV/0987
Fraktion Freie Demokraten

3.3 Vereinbarung von Prioritäten für die Verbindliche Bauleitplanung, hier: 
Prioritätenfestlegung 2021-2022
Vorlage: 20/SVV/1201
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

3.4 Sporthalle Kurfürstenstraße
Vorlage: 20/SVV/1204
Fraktionen DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen

3.5 Handlungskonzept "Förderung der Chancengerechtigkeit für alle Kinder und 
Jugendlichen in Potsdam"
Vorlage: 20/SVV/1273
Oberbürgermeister, Geschäftsbereich Bildung, Kultur, Jugend und Sport

3.6 Mängel an der Skateanlage Caputher Heuweg beheben
Vorlage: 20/SVV/1276
Fraktionen DIE LINKE und SPD

3.7 3. Aktionsplan zur Suchtprävention, -beratung und -behandlung 2020 bis 2024
Vorlage: 20/SVV/1262
Oberbürgermeister, Fachbereich Soziales und Inklusion

3.8 Außengelände der Gesamtschule am Stern
Vorlage: 20/SVV/1307
Oberbürgermeister, Fachbereich Klima, Umwelt und Grünflächen
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4 Mitteilungen der Verwaltung

4.1 Onlinetool zur Vergabe von Potsdamer Sportstätten

4.2 Auslastung der Städtischen Musikschule "Johann Sebastian Bach"

4.3 Beachvolleyballangebot im Volkspark erweitern                                              
gem. DS 20/SVV/0529

4.4 Skate-/ Funsporthalle                                                                                                
gem. DS 20/SVV/0922

4.5 Aktuelle Situation Schulentwicklungsplanung - Sachstand Baumaßnahmen

4.6 Bericht Mobile Luftfilter

5 Sonstiges

Niederschrift:

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Herr Wollenberg begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung als 
Videokonferenz.

zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 06.10.2020  / Feststellung der 
öffentlichen Tagesordnung

Zu Beginn der Sitzung sind 7 stimmberechtigte Mitglieder bzw. stellvertretende 
Mitglieder des Ausschusses anwesend.

Herr Wollenberg stellt die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit fest.

Die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung vom 06.10.2020 wird bei einer 
Enthaltung angenommen. 

Herr Wollenberg schlägt vor, die Tagesordnungspunkte 3.8 „Außengelände der 
Gesamtschule am Stern, Vorlage: 20/SVV/1307“, 3.7 „3. Aktionsplan zur 
Suchtprävention, -beratung und -behandlung 2020 bis 2024, Vorlage: 
20/SVV/1262“ und 3.3 „Vereinbarung von Prioritäten für die Verbindliche 
Bauleitplanung, hier: Prioritätenfestlegung 2021-2022, Vorlage: 20/SVV/1201“ in 
der genannten Reihenfolge vor dem Tagesordnungspunkt 3.1 „Sportplatz für den 
Potsdamer Norden, Vorlage: 20/SVV/0684“ zu behandeln. Weiterhin schlägt Herr 
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Wollenberg vor, dass der Tagesordnungspunkt 3.1 „Sportplatz für den Potsdamer 
Norden, Vorlage: 20/SVV/0684“ bis zur Vorlage der Schulentwicklungsplanung 
zurückgestellt wird. Zudem schlägt Herr Wollenberg vor, dass die Ausführungen 
zum Tagesordnungspunkt 4.5 „Aktuelle Situation Schulentwicklungsplanung - 
Sachstand Baumaßnahmen“ der Niederschrift beigefügt werden. Gegen die von 
Herrn Wollenberg gemachten Vorschläge erhebt sich kein Widerspruch.

Herr Wollenberg merkt an, dass für den Tagesordnungspunkt 3.8 „Außengelände 
der Gesamtschule am Stern, Vorlage: 20/SVV/1307“ ein Antrag auf Rederecht für 
Herrn Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern (Gesamtschule 
29), vorliegt. Der Antrag auf Rederecht wird angenommen.

zu 3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

zu 3.8 Außengelände der Gesamtschule am Stern
Vorlage: 20/SVV/1307
Oberbürgermeister, Fachbereich Klima, Umwelt und Grünflächen

Herr Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern (Gesamtschule 
29), erläutert die Bedeutung, die die Nutzung des Grundstücks an der Nuthe für 
das Schulkonzept des Schulzentrums am Stern (Gesamtschule 29) hat. Das 
entsprechende Schulkonzept, das auch die Nutzung eines außerschulischen 
Lernorts beinhaltet, sei beim Bereich Bau und Betrieb Kita / Schule und beim 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport eingereicht worden. Seit der Gründung 
im Jahr 2018 sei das Schulzentrum am Stern (Gesamtschule 29) voll 
nachgefragt. So hätten ab dem zweiten Jahr bereits deutlich mehr Familien das 
Schulzentrum am Stern (Gesamtschule 29) im Ü7-Verfahren angewählt als 
Plätze angeboten werden konnten. Im Jahr 2020 habe es 100 Schulplätze und 
139 Anmeldungen gegeben. Dabei spiele die Umsetzung der Montessori-
Pädagogik und insbesondere der Jugendschule-Pädagogik in den 
Jahrgangsstufen 7 und 8 eine herausgehobene Rolle. Als das Schulzentrum am 
Stern (Gesamtschule 29) in den vergangenen Jahren wegen eines Astbruchs die 
Zuwegung nicht nutzen konnte, hätten sich Schülerinnen und Schüler und Eltern 
sehr dafür stark gemacht, dass diese Form des Unterrichts fortgeführt und 
möglichst ausgebaut wird. Für die Umsetzung des Schulkonzepts, das die Eltern 
anwählen, sei die Nutzung des Nuthegrundstücks notwendig. Es sei der zentrale 
Teil der altersspezifischen Pädagogik in den Jahrgangsstufen 7 und 8. 

17:40 Uhr Frau Bartelt betritt die Sitzung.

Herr Schmäh vom Fachbereich Klima, Umwelt und Grünflächen verweist auf 
einen Vor-Ort-Termin am 19.11.2020 und berichtet mit Hilfe einer Präsentation 
über das Außengelände der Gesamtschule am Stern (siehe Anlage 1). 

17:49 Uhr Frau Becker betritt die Sitzung. 

Herr Kulke möchte wissen, ob es um Baumfällungen geht. Frau Schkölziger 
möchte von Herrn Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern 
(Gesamtschule 29), wissen, ob man einen Ersatzweg nehmen kann, um das 
Angebot sicherzustellen. Man müsse Sorge dafür tragen, dass das Konzept des 
Schulzentrums am Stern (Gesamtschule 29) umgesetzt wird. Herr Porath gibt 
bekannt, dass sich die Fraktion der Freien Demokraten das Gelände angeschaut 
hätte und dass es einen Streit darüber gebe, in welche Gewässerklasse die 
Nuthe dort einzuordnen ist. Er möchte wissen, warum nicht geklärt ist, wer hierfür 
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zuständig ist. Frau Bartelt möchte wissen, ob es alternative Standorte gibt. 
Herr Schmäh vom Fachbereich Klima, Umwelt und Grünflächen führt aus, dass 
es zwar vorwiegend um Baumfällungen gehen würde, aber auch um den Erhalt 
des Lebensraums für Tiere. Zu den Zuständigkeiten gibt er bekannt, dass die 
Nuthe ein Gewässer der ersten Kategorie sei. Diese Gewässer müssten bis zur 
Böschungsoberkante vom Land unterhalten werden. Für die Beantragung von 
Fördermitteln und für die Initiierung von Projekten sei die Kommune 
verantwortlich. Herr Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern 
(Gesamtschule 29), ergänzt, dass sich das Grundstück auf der anderen Seite der 
Nuthe befinden würde und dass die Nuthe dazwischen sei. Es handele sich dabei 
um ein Projektgrundstück, welches sich entwickele. Ein Ziel sei die Nutzung eines 
weiteren Grundstücks, das in Zusammenarbeit mit der Verwaltung gefunden oder 
zur Verfügung gestellt werden könnte. Dies könne ein mittelfristiger Weg zur 
Absicherung des Schulkonzepts sein.  

Herr Kulke möchte wissen, wo man einsehen kann, was geplant ist. Herr Schmäh 
vom Fachbereich Klima, Umwelt und Grünflächen führt aus, dass noch keine 
Planung vorliegen würde. Aus einem Gutachten würde sich ergeben, dass im 
Wesentlichen eine Fällung zusammenkommt. Denkbar sei die Nutzung einer 
Förderung für Ersatzhölzer. Es gebe noch keine Planung, diese müsse noch 
beauftragt werden.  

Frau Becker möchte wissen, wie der Zutritt für die Schülerinnen und Schüler 
gewährt werden kann. Frau Dr. Gnadt vom Staatlichen Schulamt Brandenburg an 
der Havel betont, dass das Schulprogramm umgesetzt werden müsse. Sie 
möchte wissen, was die nächsten Schritte sind. Herr Böttcher möchte wissen, ob 
es seitens der Verwaltung Gespräche bezüglich einer Übergangslösung gegeben 
hat. Frau Becker betont, dass der Bildungsauftrag dauerhaft erfüllt werden 
müsse. Herr Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern 
(Gesamtschule 29), gibt bekannt, dass sich andere Wege als schwierig erweisen 
würden. 

Herr Wollenberg fragt, wie die Schülerinnen und Schüler derzeit das Gelände 
erreichen. Herr Friedrich-Raabe, Schulleiter des Schulzentrums am Stern 
(Gesamtschule 29), antwortet, dass die Schülerinnen und Schüler eine Seilfähre 
gebaut hätten. Das Gelände sei nur unter schwierigen Bedingungen zu erreichen. 

Herr Wollenberg verweist auf einen Vor-Ort-Termin am 19.11.2020.

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 

zu 3.7 3. Aktionsplan zur Suchtprävention, -beratung und -behandlung 2020 bis 
2024
Vorlage: 20/SVV/1262
Oberbürgermeister, Fachbereich Soziales und Inklusion

Die Koordinatorin für Suchtprävention Frau Hayn berichtet mit Hilfe einer 
Präsentation über den Dritten Aktionsplan 2020 bis 2024 zur Suchtprävention, -
beratung und -behandlung der Landeshauptstadt Potsdam (siehe Anlage 2).   

Frau Becker möchte in Bezug auf Drogen an Schulen wissen, wie viele Vorfälle 
es gibt und wie man dieses Problem angehen kann. Die Koordinatorin für 
Suchtprävention Frau Hayn macht deutlich, dass dies ein heikles Thema darstelle 
und dass man dazu keine Daten finden würde. Von Schulsozialarbeitern würde 
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sie Informationen erhalten. Drogen sei ein Thema an allen Schulen. Auf 
Landesebene hätte es eine anonyme Schülerbefragung zum Konsumverhalten 
gegeben. 

Frau Becker möchte wissen, wie man unterstützen kann. Herr Kulke fragt nach 
Informationen zum migrationsspezifischen Suchtverhalten. Herr Weber möchte 
wissen, wie mit Suchtarten umgegangen wird. Die Koordinatorin für 
Suchtprävention Frau Hayn führt aus, dass keine Daten zum 
migrationsspezifischen Suchtverhalten zu finden seien. Eine große 
Herausforderung sei die Suchtberatung in den Gemeinschaftsunterkünften. Im 
Bereich der Suchtprävention, -beratung und -behandlung der Kinder und jungen 
Erwachsenen sei die Verwaltung gut aufgestellt. Neben den Drogen gebe es 
andere Süchte, wie Spielsucht, Mediensucht, etc., auch diese Suchtmittel würden 
berücksichtigt werden. Die Organisation einer Umfrage zum Konsum, 
beispielsweise in Form einer Bürgerumfrage, wäre hilfreich. Ein Gesundheits- und 
Datenmonitoring sei wichtig.

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 

zu 3.3 Vereinbarung von Prioritäten für die Verbindliche Bauleitplanung, hier: 
Prioritätenfestlegung 2021-2022
Vorlage: 20/SVV/1201
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

Frau Holtkamp vom Bereich Verbindliche Bauleitplanung gibt bekannt, dass der 
Druck auf die aktuell zur Entscheidung vorliegenden Planverfahren so hoch wie 
nie in den letzten zehn Jahren sei. Aktuell gebe es 40 Planverfahren der 
Prioritäten 1 I und 2 I, davon seien zehn Standorte für die Bereiche Schule, Kita 
und Sport. In der Priorität 1 I befänden sich die Planverfahren zu den 
Bebauungsplänen „Kirchsteigfeld“, „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“, 
„Pappelallee/Reiherweg“, „Medienstadt“, „Schulstandort Waldstadt-Süd“, 
„Schulstandort Sandscholle“, „Erich-Weinert-Straße/Wetzlarer Bahn“, 
„Sportanlagen Kuhfortdamm (Golm)“, „Glasmeisterstraße“ und „Schulstandort 
Ketziner Straße (Fahrland)“. In der Priorität 2 I befänden sich die Planverfahren 
zu den Bebauungsplänen „Türkstraße“, „Park im Bornstedter Feld“ und „Sport- 
und Freizeitanlage (Neu Fahrland)“. 

Frau Bartelt macht darauf aufmerksam, dass eine Aufschlüsselung für Krampnitz 
fehlt. Herr Böttcher möchte wissen, ob das Planverfahren zum Bebauungsplan 
„Schulstandort Sandscholle“ bei Umsetzung des Planverfahrens zum 
Bebauungsplan „Medienstadt“ weiterverfolgt wird. Herr Dörschel gibt zu 
bedenken, dass es in einer Sitzung des Werksausschusses Kommunaler 
Immobilien Service die Information gegeben hätte, dass der Kommunale 
Immobilien Service (KIS) mit keiner Vorbereitung starten würde, solange der 
Bebauungsplan nicht abgeschlossen ist. Herr Wollenberg bittet um eine 
Darstellung der zeitlichen Umsetzung und fragt nach Konsequenzen für die 
Planverfahren zu den Bebauungsplänen „Schulstandort Sandscholle“ und „Park 
im Bornstedter Feld“. Frau Schkölziger möchte wissen, warum das Planverfahren 
zum Bebauungsplan „Türkstraße“ in die Priorität 2 I eingestuft wurde. Frau 
Holtkamp vom Bereich Verbindliche Bauleitplanung führt aus, dass im 
Planverfahren zum Bebauungsplan „Türkstraße“ derzeit eine Prüfung für die 
Unterbringung eines Grundschulstandorts laufen würde. Die Unterbringung eines 
Grundschulstandorts an anderer Stelle sei möglich, daher sei eine Einstufung in 
die Priorität 2 I angemessen. Krampnitz liege im Entwicklungsbereich Krampnitz 
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und sei daher mit besonderer Dringlichkeit zu bearbeiten. Konkrete 
Terminplanungen würden der Niederschrift beigefügt werden (siehe Anlage 3). 
Bei geplanten Schulstandorten würden die Planungsverwaltung, die 
Schulverwaltung und der Kommunale Immobilien Service (KIS) beteiligt werden. 
Ein Bebauungsplan müsse immer ausgereift sein, erst dann könne der 
Kommunale Immobilien Service (KIS) mit der Vorbereitung beginnen. Die 
Planverfahren zu den Bebauungsplänen „Schulstandort Sandscholle“ und 
„Medienstadt“ würden parallel laufen. Zum Planverfahren zum Bebauungsplan 
„Medienstadt“ müssten die Entscheidungen abgewartet werden. Das 
Planverfahren zum Bebauungsplan „Schulstandort Sandscholle“ würde 
fortgeführt werden, da die Möglichkeit bestehen würde, dass das Planverfahren 
zum Bebauungsplan „Medienstadt“ nicht fortgeführt werden kann. Dies sei, wie 
mehrfach kommuniziert, von der Entscheidung der Kommunalaufsicht abhängig.  

Herr Sima möchte wissen, ob das Planverfahren zum Bebauungsplan 
„Schulstandort Sandscholle“ eine Belastung oder eine Entlastung darstellt. Herr 
Böttcher macht darauf aufmerksam, dass der Druck auf das in Priorität 2 I 
befindliche Planverfahren zum Bebauungsplan „Park im Bornstedter Feld“ groß 
sei. Frau Aubel führt aus, dass die Verwaltung bezüglich der geplanten 
Grundschule an der Medienstadt Babelsberg auf einem guten Weg sei. Das 
erhoffte „Go“ von der Kommunalaufsicht im Ministerium des Innern (MI) würde 
dazu führen, dass das Planverfahren zum Bebauungsplan „Schulstandort 
Sandscholle“ zukünftig wegfallen könnte. In diesem Fall würde das Planverfahren 
zum Bebauungsplan „Park im Bornstedter Feld“ in die Priorität 1 I aufrücken. 
Es könne nur eine begrenzte Anzahl an Planverfahren in die Priorität 1 I 
eingestuft werden. 

Herr Wollenberg stellt klar, dass es dem Anliegen entsprechen würde, dass bei 
Wegfall eines Standorts das Planverfahren zum Bebauungsplan „Park im 
Bornstedter Feld“ in die Priorität 1 I aufrücken soll. Frau Becker unterstützt den 
von Herrn Wollenberg gemachten Vorschlag. Frau Holtkamp vom Bereich 
Verbindliche Bauleitplanung ergänzt, dass es eine Nachrückerliste geben würde. 

Herr Viehrig gibt bekannt, dass er von einem Aufrücken des Planverfahrens zum 
Bebauungsplan „Park im Bornstedter Feld“ in die Priorität 1 I ausgeht. Frau 
Bartelt macht darauf aufmerksam, dass der von Herrn Wollenberg gemachte 
Vorschlag als Empfehlung formuliert werden sollte. Herr Wollenberg regt an, dass 
der Änderungsvorschlag dem Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft 
und Entwicklung des ländlichen Raumes über die Fraktionen vorgelegt wird.

Die Drucksache wird zur Kenntnis genommen. 

zu 3.1 Sportplatz für den Potsdamer Norden
Vorlage: 20/SVV/0684
Fraktion CDU

Die Drucksache wird bis zur Vorlage der Schulentwicklungsplanung 
zurückgestellt. 
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zu 3.2 Digitalisierung an Potsdamer Schulen
Vorlage: 20/SVV/0987
Fraktion Freie Demokraten

Herr Porath führt aus, dass der Hintergrund des Antrags eine Unzufriedenheit 
über die Darstellung der IT in den Sitzungen des Ausschusses für Bildung und 
Sport gewesen sei. Die Berichte seien sehr allgemein und sehr unkonkret 
gewesen. Die Entwicklung von Konzepten zur Planung der zukünftigen Arbeit sei 
sinnvoll. Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung führt 
aus, dass der Antrag auch im Ausschuss für Partizipation, Transparenz und 
Digitalisierung behandelt worden sei. Dort sei der Hinweis auf eine quartalsweise 
stattfindende Berichterstattung im Ausschuss für Bildung und Sport gegeben 
worden. Der Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung würde davon ausgehen, dass 
den Interessen nachgekommen wird. Sofern es konkrete Ideen zur Verbesserung 
gibt, könnten diese gerne an den Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung oder an 
den Fachbereich E-Government gerichtet werden. Der Antrag sei als durch 
Verwaltungshandeln erledigt zu erklären. 

Frau Becker bittet um schriftliche Zusendung der IT-Strategie. Frau Bartelt betont, 
dass sie das Anliegen nachvollziehbar findet und bittet darum, dass bei Herrn 
Morgenstern-Jehia vom Fachbereich E-Government bezüglich eines Turnus-
Berichts angefragt wird. Frau Becker ergänzt, dass die Fraktion der Freien 
Demokraten Rücksprache mit einer Schulleitung wegen 20 Jahre alter Technik 
halten wollen würde. Herr Viehrig möchte wissen, ob die Ergänzung oder 
Anpassung des Berichts Sinn mache. 
Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung führt aus, dass 
die Strategie des Warenkorbs oft dargestellt worden wäre, Ziel sei hierbei eine 
einheitliche Zusammenstellung. Bezüglich der Beschaffung von iPads gebe es 
Lieferschwierigkeiten. Der überwiegende Teil aus dem Antrag „Digitalisierung an 
Potsdamer Schulen, Vorlage: 20/SVV/0987“ würde umgesetzt werden.  

Frau Schkölziger betont, dass davon auszugehen ist, dass die Berichte im Laufe 
der Zeit immer gezielter formuliert werden. Frau Dr. Gnadt vom Staatlichen 
Schulamt Brandenburg an der Havel betont, dass sie sich Veränderungen 
wünscht. Bezüglich der Anträge für den Digitalpakt merkt sie kritisch die 
Einreichung aller Anträge im Paket an die Investitionsbank des Landes 
Brandenburg (ILB) an. Frau Aubel verweist bezüglich der Antragsstellung auf das 
formulierte Antragsende und bittet Frau Dr. Gnadt vom Staatlichen Schulamt 
Brandenburg an der Havel hierzu um ergänzende Informationen.

Frau Becker betont, dass es um eine Messbarkeit der Informationen gehen 
würde. Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung führt aus, 
dass die Schulen die Medienentwicklungspläne (MEP) machen würden. Er 
schlägt vor, dass sich die Fraktion der Freien Demokraten und die Verwaltung 
bezüglich des Antrags „Digitalisierung an Potsdamer Schulen, Vorlage: 
20/SVV/0987“ zusammensetzen. 

Herr Wollenberg stellt klar, dass es eine quartalsweise stattfindende 
Berichterstattung im Ausschuss für Bildung und Sport geben würde. Er bittet 
darum, dass sich Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung 
und die Fraktion der Freien Demokraten bezüglich des Antrags „Digitalisierung an 
Potsdamer Schulen, Vorlage: 20/SVV/0987“ abstimmen. Die Qualität der IT an 
den Schulen würde nicht durch Berichterstattungen verbessert werden. 

Herr Viehrig unterstützt den von Herrn Wollenberg gemachten Vorschlag. Frau 
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Becker gibt bekannt, dass sie sich gerne mit Herrn Porath und der Verwaltung 
und gerne auch mit anderen Fraktionen bezüglich des Antrags „Digitalisierung an 
Potsdamer Schulen, Vorlage: 20/SVV/0987“ zusammensetzen wollen würde. 
Frau Bartelt unterstützt den von Herrn Wollenberg gemachten Vorschlag. Herr 
Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung betont, dass es das 
Ziel sei, den Antrag „Digitalisierung an Potsdamer Schulen, Vorlage: 
20/SVV/0987“ in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 02.12.2020 
zu behandeln.

Die Drucksache wird zurückgestellt. 

zu 3.4 Sporthalle Kurfürstenstraße
Vorlage: 20/SVV/1204
Fraktionen DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen

Herr Gessner führt aus, dass dem Antrag zugestimmt werden könnte und dass 
das Ergebnis des Prüfauftrags feststehen würde. 

Herr Viehrig bittet um ein Ergebnis. Herr Gessner führt aus, dass die Tendenz 
eher negativ sei. Für das Gebäude würde Denkmalschutz bestehen. Es sei 
erforderlich, das Gebäude wärmetechnisch zu ertüchtigen. Eine dauerhafte 
Auslage des Schwingbodens sei mit einer Installation einer erforderlichen 
Fußbodenheizung nicht vereinbar. 

Frau Lange merkt an, dass es erforderlich sei, die Installation eines 
Schwingbodens und einer Sprunggrube explizit zu prüfen. Herr Gessner gibt 
bekannt, dass die Verwaltung davon ausgehen würde, dass die Sporthalle 
Kurfürstenstraße vorwiegend durch die Schulen in der Innenstadt, speziell durch 
die Grundschulen, genutzt werden würde. Im Raumprogramm und wegen des 
Bodenaufbaus sei eine Sprunggrube auf keinen Fall unterzubringen. 

Herr Wollenberg merkt an, dass ein Ergänzungsvorschlag der Fraktion DIE 
LINKE vorliegt. 

Herr Viehrig macht darauf aufmerksam, dass es sinnvoll sei, dass die Sporthalle 
Kurfürstenstraße für den Sport genutzt wird. 

Frau Lange bringt namens der Fraktion DIE LINKE folgenden Änderungsantrag 
ein.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, ob, wie und mit welchem 
finanziellen Aufwand die alte Turnhalle in der Kurfürstenstraße oder ein anderer 
Standort im Rahmen der Sanierung oder Erweiterung baulich und/oder in der 
Ausstattung (Schwingboden und Sprunggrube) ergänzt werden kann, dass z. 
Bsp. die Rhythmische Sportgymnastik und Sportakrobatik dort zukünftig eine 
verlässliche Sportstätte erhalten können.

Weiterhin ist zu prüfen, welche Übergangslösungen für Training, Lehrgänge und 
Wettkämpfe der genannten Sportarten bis zu einer möglichen Nutzung der Halle 
Kurfürstenstraße geschaffen werden können.

Über das Ergebnis ist dem Ausschuss für Bildung und Sport im Dezember 2020 
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zu berichten.   

Frau Bartelt merkt an, dass eine Sprunggrube elementar bei der Betrachtung sei. 

Herr Keller gibt bekannt, dass er sich wegen persönlicher Befangenheit nicht an 
der Abstimmung beteiligt. 

Herr Wollenberg stellt den Antrag zur Abstimmung.

Der Ausschuss für Bildung und Sport empfiehlt der 
Stadtverordnetenversammlung wie folgt geändert zu beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, ob, wie und mit welchem 
finanziellen Aufwand die alte Turnhalle in der Kurfürstenstraße oder ein anderer 
Standort im Rahmen der Sanierung oder Erweiterung baulich und/oder in der 
Ausstattung (Schwingboden und Sprunggrube) ergänzt werden kann, dass z. 
Bsp. die Rhythmische Sportgymnastik und Sportakrobatik dort zukünftig eine 
verlässliche Sportstätte erhalten können.

Weiterhin ist zu prüfen, welche Übergangslösungen für Training, Lehrgänge und 
Wettkämpfe der genannten Sportarten bis zu einer möglichen Nutzung der Halle 
Kurfürstenstraße geschaffen werden können.

Über das Ergebnis ist dem Ausschuss für Bildung und Sport im Dezember 2020 
zu berichten.

Abstimmungsergebnis:
 einstimmig angenommen

zu 3.5 Handlungskonzept "Förderung der Chancengerechtigkeit für alle Kinder 
und Jugendlichen in Potsdam"
Vorlage: 20/SVV/1273
Oberbürgermeister, Geschäftsbereich Bildung, Kultur, Jugend und Sport

Frau Aubel führt aus, dass es bei der Entwicklung des Handlungskonzepts 2020 
„Förderung der Chancengerechtigkeit für Kinder und Jugendliche in Potsdam“ der 
Landeshauptstadt Potsdam viele Akteure gegeben hätte, beispielsweise einen 
Steuerungskreis gegen Kinderarmut und für mehr Chancengerechtigkeit 
bestehend aus Stadtverordneten der Fraktionen und Akteuren der 
Geschäftsbereiche. Der Erkenntnisgewinn aus der Corona-Krise hätte zu einer 
Überarbeitung des Handlungskonzepts 2020 „Förderung der 
Chancengerechtigkeit für Kinder und Jugendliche in Potsdam“ der 
Landeshauptstadt Potsdam geführt. Für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 seien 
jeweils 100.000 Euro für die Umsetzung des Vorhabens angemeldet, 
perspektivisch müsste eine höhere Planungssumme hinterlegt werden. 

Herr Böttcher unterstützt, dass das Vorhaben finanziell untermauert wird. Frau 
Bartelt ergänzt, dass es erforderlich sei, dass das Vorhaben finanziell 
untermauert wird.

Die Drucksache wird zur Kenntnis genommen. 
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zu 3.6 Mängel an der Skateanlage Caputher Heuweg beheben
Vorlage: 20/SVV/1276
Fraktionen DIE LINKE und SPD

Frau Lange bringt namens der Fraktion DIE LINKE folgenden Änderungsantrag 
ein.

Die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung fordert den Oberbürgermeister 
auf:

1. Die Lichtanlage an der Skateanlage schnellstmöglich zu reparieren und 
deren Funktionalität dauerhaft sicherzustellen.

2. Gemeinsam mit den BMXler_innen und Skater_innen, sowie den 
Streetworkern von Wildwuchs die Mängel an der Anlage zu begutachten 
und beheben zu lassen.

3. Zu prüfen, ob und an welchen Stellen der Bau von Teilüberdachungen der 
Skateanlage bzw. der angrenzenden Sitzmöglichkeiten realisierbar ist Im 
Zuge der notwendigen Verlagerung der Anlage wegen des geplanten 
Schulneubaus ein Konzept für den Ersatzstandort gemeinsam mit 
den Nutzerinnen und Nutzern zu erarbeiten und dabei auch eine 
Überdachung bzw. Teilüberdachung zu prüfen.

19:27 Uhr Frau Havekost verlässt die Sitzung. 

Herr Wollenberg stellt den Antrag zur Abstimmung.

Der Ausschuss für Bildung und Sport empfiehlt der 
Stadtverordnetenversammlung wie folgt geändert zu beschließen: 

Die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung fordert den Oberbürgermeister 
auf: 

1. Die Lichtanlage an der Skateanlage schnellstmöglich zu reparieren und 
deren Funktionalität dauerhaft sicherzustellen. 

2. Gemeinsam mit den BMXler_innen und Skater_innen, sowie den 
Streetworkern von Wildwuchs die Mängel an der Anlage zu begutachten 
und beheben zu lassen.

3. Zu prüfen, ob und an welchen Stellen der Bau von Teilüberdachungen der 
Skateanlage bzw. der angrenzenden Sitzmöglichkeiten realisierbar ist Im 
Zuge der notwendigen Verlagerung der Anlage wegen des geplanten 
Schulneubaus ein Konzept für den Ersatzstandort gemeinsam mit 
den Nutzerinnen und Nutzern zu erarbeiten und dabei auch eine 
Überdachung bzw. Teilüberdachung zu prüfen.

Abstimmungsergebnis:
 einstimmig angenommen
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zu 4 Mitteilungen der Verwaltung

zu 4.1 Onlinetool zur Vergabe von Potsdamer Sportstätten

Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung verweist auf 
derzeitige Prioritäten. So habe es im Januar 2020 einen Sicherheitsvorfall in der 
Verwaltung gegeben, weshalb Untersuchungen von externen IT-Experten laufen 
würden. Grundsätzlich brauche man kompakte Lösungen. Hierzu müsse man 
Software-Pakete schnüren, Insellösungen seien keine Alternative. In der 
Verwaltung gebe es viele Systeme. Es sei sinnvoll, eine Software für die 
Verwaltung von Räumen und Orten, beispielsweise für Veranstaltungen und 
Termine, anzuschaffen. Man brauche solche Verwaltungssysteme und die 
Verwaltung wolle Verbundlösungen. Eine zeitliche Darstellung sei nicht möglich. 
Eine quartalsweise stattfindende Berichterstattung hierzu im Ausschuss für 
Bildung und Sport sei denkbar. Man sollte sich nicht mit einzelnen Bedarfen 
beschäftigen.   

Herr Viehrig unterstützt eine quartalsweise stattfindende Berichterstattung hierzu 
im Ausschuss für Bildung und Sport, aber auch ein Ergebnis sei wichtig. Herr 
Sima fragt nach einem Zeitplan. Er regt an, dass bei zu langer Wartezeit auf 
Software-Pakete vielleicht doch Insellösungen in Frage kommen. Frau 
Schkölziger merkt an, dass Insellösungen ein Problem seien. Frau Pichler vom 
Stadtsportbund ergänzt, dass sie für eine Insellösung für den Sport wirbt. Herr 
Keller merkt an, dass die Möglichkeit der Einführung eines Onlinetools zur 
Vergabe von Potsdamer Sportstätten schon lange bestanden hätte, da der 
dazugehörige Antrag „Onlinetool zur Vergabe von Potsdamer Sportstätten, 
Vorlage: 19/SVV/0998“ schon vor langer Zeit gestellt worden wäre. Herr 
Jetschmanegg vom Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung führt aus, dass die 
Erarbeitung einer Prioritätenliste wichtig sei. Er schlägt vor, in der Sitzung am 
16.02.2021 erneut zu berichten. 

Herr Wollenberg schlägt vor, dass Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich 
Zentrale Verwaltung in der Sitzung am 16.02.2021 erneut berichtet. 

Frau Becker merkt an, dass man sich zusammensetzen müsse und eine 
Weiterentwicklung prüfen müsse. Herr Viehrig verweist auf die 
Sportstättenbelegungssoftware der Landeshauptstadt Schwerin und empfiehlt, 
dort nachzufragen. Herr Porath führt aus, dass die Basis nach dem 
Sicherheitsvorfall im Januar 2020 erst wiederaufgebaut werden müsse, diese sei 
aber zielführend für die Zukunft. Herr Keller verweist darauf, dass aufgrund 
beschlossener Anträge geliefert werden müsse. Herr Jetschmanegg vom 
Geschäftsbereich Zentrale Verwaltung führt aus, dass er die 
Sportstättenbelegungssoftware der Landeshauptstadt Schwerin und deren 
Anwendung kennen würde. Die Verwaltung würde sich dort kundig machen.  

Herr Wollenberg gibt bekannt, dass Herr Jetschmanegg vom Geschäftsbereich 
Zentrale Verwaltung in der Sitzung am 16.02.2021 über die zeitliche Umsetzung 
berichten wird.

zu 4.2 Auslastung der Städtischen Musikschule "Johann Sebastian Bach"

Frau Aubel führt zu den Gründen von Wartelisten in einzelnen Fächern aus: 
Grundsätzlich seien alle Lehrkräfte der Städtischen Musikschule „Johann 
Sebastian Bach“ im Verlauf eines Schuljahres voll ausgelastet. Nicht alle 
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Bewerberinnen und Bewerber auf der Warteliste stünden auch sofort zur 
Verfügung, beispielsweise weil eine spezifische LehrerIn, ein spezifisches 
Zeitfenster oder nur die Hauptfiliale gewünscht sei. Zudem gebe es Faktoren, 
welche die Länge der Wartezeit beeinflussen, beispielsweise die Fluktuation in 
den einzelnen Fächern, die Ernsthaftigkeit der Bewerbungen, die 
Gesamtnachfrage des Instrumentes etc. Die Wartezeiten in den einzelnen 
Fächern seien sehr unterschiedlich und würden als Anlage der Niederschrift 
beigefügt werden (siehe Anlage 4). Perspektivisch sei die Schaffung von 
weiteren Räumlichkeiten für den Unterricht der Städtischen Musikschule „Johann 
Sebastian Bach“ geplant. Die Potsdamer Schülerinnen und Schüler würden 
immer wieder erfolgreich am Wettbewerb „Jugend musiziert“ teilnehmen. Zur 
Erreichung des Ziels „Verkürzung der Wartezeiten“ für die einzelnen Fächer der 
Städtischen Musikschule „Johann Sebastian Bach“ müssten eine Reihe von 
Maßnahmen eingeleitet werden.  

20:02 Uhr Herr Viehrig verlässt die Sitzung.

Frau Lange fragt nach Möglichkeiten in bestehenden Schulen. Frau Becker 
möchte wissen, was getan wird, um dem Bedarf nachzugehen. Frau Aubel führt 
aus, dass in der Sitzung am 15.12.2020 die Möglichkeiten dargestellt werden 
würden, wie die Wartelisten verkürzt werden könnten.

zu 4.3 Beachvolleyballangebot im Volkspark erweitern 
gem. DS 20/SVV/0529

Herr Jöllenbeck von der ProPotsdam GmbH berichtet mit Hilfe einer Präsentation 
über Alternativen zu einer gewerblichen Beachvolleyballanlage im Volkspark 
Potsdam (siehe Anlage 5).

Frau Schkölziger möchte wissen, ob es auch um die Schaffung von Flächen für 
den Wettkampfsport geht. Herr Jöllenbeck von der ProPotsdam GmbH antwortet, 
dass die Planung die Schaffung von Flächen für den Freizeitsport vorsehen 
würde. Es würde ein Betreiber benötigt werden, dies würde nicht zu den 
Aufgaben der ProPotsdam GmbH gehören. 

Herr Böttcher fragt in Bezug auf Beachvolleyball nach Möglichkeiten des 
Wettkampfsports. Herr Gessner führt aus, dass die Verwaltung nach vielen 
Grundstücken gesucht hätte. So hätte die Verwaltung beispielsweise auch den 
Sportpark Luftschiffhafen geprüft, hierbei hätte sich keine Möglichkeit ergeben. 
Auch sei die Schaffung von Flächen für Großspielfelder schwierig, mögliche 
Herausforderungen seien hierbei beispielsweise Grenzen zum Weltkulturerbe, die 
Umwelt, die Natur oder Lärm. Die Verwaltung hätte keine Idee mehr für eine 
gewerbliche Beachvolleyballanlage. Ein letztes Angebot hätte es vom 
Geschäftsführer der Beachvolleyballanlage FunFor4 Herrn Kremin gegeben. 

Frau Becker möchte wissen, welche Möglichkeiten besprochen wurden. Herr 
Jöllenbeck von der ProPotsdam GmbH führt aus, dass sich der Geschäftsführer 
der Beachvolleyballanlage FunFor4 Herr Kremin wünschen würde, dass für die 
Fläche ein gewerblicher Betreiber kommt. Es würde eine Petition zur 
Beachvolleyball-Anlage im Volkspark geben. Ebenfalls würde es Interesse an 
einer gewerblichen Nutzung geben, auch diese Möglichkeit würde bestehen. Herr 
Gessner ergänzt, dass die Sport- und Freizeitanlage in Neu Fahrland und die 
Sportanlagen Kuhfortdamm in Golm mögliche Alternativen sein würden. Auch sei 
eine wirtschaftliche Betrachtung erforderlich. Beim Sportpark Luftschiffhafen 
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würde die Grenze zum Grundstück der LBS Ostdeutsche Landesbausparkasse 
AG ein Hindernis darstellen, ebenso seien Gespräche hierzu auch aus 
finanziellen Gründen ins Stocken geraten.

zu 4.4 Skate-/ Funsporthalle 
gem. DS 20/SVV/0922

Herr Gessner führt aus, dass die Standortüberprüfung gemeinsam mit dem 
Kommunalen Immobilien Service (KIS), dem Fachbereich Stadtplanung, dem 
Bereich Stadterneuerung und der Stadtwerke Potsdam GmbH durchgeführt und 
abgeschlossen worden sei. Im Ergebnis sei der Lindenpark Potsdam als einziger 
aktuell kurzfristig in Frage kommender Standort ermittelt worden. Der Standort 
biete die Nähe zur Zielgruppe und infrastrukturelle Voraussetzungen. Beim 
partizipativen Prozess würde das Kinder- und Jugendbüro Potsdam mit aktuellen 
Erfahrungen aus einem Beteiligungsprozess bei der Sanierung der Skateanlage 
in der Friedrich-List-Straße mitwirken. Kooperationspartnerinnen und 
Kooperationspartner zum Thema „Skaterbeteiligung“ wären Kolleginnen und 
Kollegen des Offenen Kinder- und Jugendhauses „j.w.d.“ der Stiftung SPI als 
langjährige Skaterszenekenner und Skaterszeneförderer, Streetworkerinnen und 
Streetworker von Wildwuchs Streetwork der Stiftung SPI und das Kinder- und 
Jugendbüro Potsdam gewesen. Eine Kostenschätzung sei abgegeben worden. 
Die benötigte Summe würde von der Verwaltung zum nächsten Haushalt 
beantragt werden. Die Beantragung von Fördermitteln würde geprüft werden. 

Herr Böttcher fragt zur Kostenschätzung, welche Summe benötigt wird. Herr 
Gessner antwortet, dass ca. 1 Million Euro benötigt werden würden.

zu 4.5 Aktuelle Situation Schulentwicklungsplanung - Sachstand Baumaßnahmen

Herr Wollenberg gibt bekannt, dass die Ausführungen zum Tagesordnungspunkt 
4.5 „Aktuelle Situation Schulentwicklungsplanung - Sachstand Baumaßnahmen“ 
der Niederschrift beigefügt werden (siehe Anlage 6).

zu 4.6 Bericht Mobile Luftfilter

Herr Hilbert führt aus, dass bei einem gewünschten Einsatz von Umluftfiltern die 
Einschätzung des Verbandes Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. 
(DGUV) zu mobilen Raumluftreinigern zum Schutz vor SARS-CoV-2 und die 
Einschätzung „Richtig Lüften in Schulen“ des Umweltbundesamtes beachtet 
werden müssten, die der Niederschrift beigefügt werden würden (siehe Anlage 
7). Demnach könnten diese flankierend genutzt werden und ersetzten auf keinen 
Fall das regelmäßige Lüften. Hierbei sei von Kosten pro Raum von 1.500 bis 
4.500 Euro auszugehen.

zu 5 Sonstiges

Update zum Thema „Schulwegsicherheit“

Frau Aubel führt aus, dass die Schulleiterberatungen ergeben hätten, dass es in 
den Schulen, mit Ausnahme einer Schule, keinen Bedarf für ein 
„Schulweglotsen_innen-Konzept“ gibt. Mit dieser einen Schule würde sich die 
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Verwaltung derzeit in Abstimmung befinden.  

Update zum Thema „Schulschwimmen“

Frau Aubel führt aus, dass das Alternativangebot zum Schulschwimmen im 
Rahmen der Schulleiterberatungen platziert wurde. Derzeit gebe es verfügbare 
Wasserzeiten aufgrund der derzeitigen Nichtnutzung der Schwimmhallen durch 
den Freizeitbereich. In den Schulleiterberatungen habe die Verwaltung 
diesbezüglich Unterstützung zugesagt, die Schulen würden nun in die Umsetzung 
gehen.     

Herr Dörschel möchte wissen, ob Schulschwimmen derzeit stattfinden kann. Frau 
Aubel bejaht dies. 

Videokonferenz der Sitzung

Herr Kulke fragt, in welcher Form Lob und Verbesserungsvorschläge in Bezug 
auf die Durchführung der Sitzung als Videokonferenz geäußert werden können. 
Herr Wollenberg antwortet, dass hierfür gerne eine E-Mail an Herrn Wollenberg 
und an Herrn Hesse verfasst werden kann. 

Herr Dörschel bittet darum, dass die Teilnehmenden in zukünftigen 
Videokonferenzen der Sitzung ein Headset benutzen. 

Herr Wollenberg kündigt an, dass bei unveränderter oder verschlechterter Lage 
voraussichtlich auch die Dezember-Sitzung als Videokonferenz stattfinden wird.


